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Abschrift 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 

In dem Verwaltungsrechtsstreit 

- Kläger und Berufungsbeklagter -

Prozessbevollmächtigte: DGB Rechtsschutz GmbH, Büro Saarbrücken, vertreten 
durch die Rechtsschutzsekretäre Susanne Theobald u.a., 
Fritz-Dobisch-Straße 5, 66111 Saarbrücken, - 422-17 -

gegen 

- Beklagte und Berufungsklägerin -

w e g e n Versorgung 

hat der 1. Senat des Oberverwaltungsgerichts des Saarlandes in Saarlouis durch die 
Vizepräsidentin des Oberverwaltungsgerichts, den Richter am Oberverwal­
tungsgericht und den Richter am Oberverwaltungsgericht  am 17. April 
2020
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walt oder einen Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hoch­
schule eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, der die 
Befähigung zum Richteramt besitzt, erfolgen. Behörden und juristische Personen des 
öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Auf­
gaben gebildeten Zusammenschlüsse können sich auch durch eigene Beschäftigte 
mit Befähigung zum Richteramt oder durch Beschäftigte mit Befähigung zum Rich­
teramt anderer Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen Rechts ein­
schließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zu­
sammenschlüsse vertreten lassen; Beschäftigten mit Befähigung zum Richteramt 
stehen insoweit nach näherer Maßgabe des § 5 des Einführungsgesetzes zum 
Rechtsdienstleistungsgesetz Diplom-Juristen gleich. 

In Angelegenheiten, die Rechtsverhältnisse im Sinne von § 52 Nr. 4 VwGO betreffen, 
in Personalvertretungsangelegenheiten und in Angelegenheiten, die in einem Zu­
sammenhang mit einem gegenwärtigen oder früheren Arbeitsverhältnis von Arbeit­
nehmern im Sinne des § 5 des Arbeitsgerichtsgesetzes stehen, einschließlich Prü­
fungsangelegenheiten, sind vor dem Bundesverwaltungsgericht auch Gewerkschaf­
ten und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie Zusammenschlüsse solcher Verbän­
de für ihre Mitglieder oder für andere Verbände oder Zusammenschlüsse mit ver­
gleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder als Bevollmächtigte zugelassen; au­
ßerdem juristische Personen, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Eigentum 
einer der vorbezeichneten Organisationen stehen, wenn die juristische Person aus­
schließlich die Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser Organisation und ihrer 
Mitglieder oder anderer Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Aus­
richtung und deren Mitglieder entsprechend deren Satzung durchführt, und wenn die 
Organisation für die Tätigkeit der Bevollmächtigten haftet. 

gez.:    






